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„Strukturelle Stabilität“
In einer Mitteilung der EU-Kommis-

sion von 1996 über das „Thema Konflikte 
in Afrika“ wird der Begriff „Strukturelle 
Stabilität“ eingeführt. Als Strukturelle 
Stabilität wird darin eine Situation defi-
niert, „die nachhaltige wirtschaftliche Ent-
wicklung, Demokratie und die Achtung 
der Menschenrechte, lebensfähige politi-
sche Strukturen sowie intakte soziale und 
Umweltbedingungen beinhaltet, die im 
Stande sind, Veränderungen zu handhaben, 
ohne auf gewalttätige Konfliktaustragung 
zurückgreifen zu müssen.“1 Die traditio-
nellen Instrumente der internationalen 
Gemeinschaft, insbesondere UN-Einsätze 
zur Friedenssicherung und humanitäre 
Hilfe, hätten sich als kostenintensiv, inef-
fektiv und manchmal sogar kontraproduk-
tiv für die Herstellung einer stabilen und 
friedlicheren Ordnung erwiesen.2 Durch 
die Förderung Struktureller Stabilität insbe-
sondere mit Mitteln der Entwicklungspo-
litik hingegen sollten die „Grundursachen 
gewaltsamer Konflikte“ in Afrika beseitigt 
werden.3

Weder bei der Förderung von Menschen-
rechten, noch im Bereich der nachhalti-
gen Entwicklung wurde die Europäische 
Union ihren postulierten Zielen auch nur 
ansatzweise gerecht. Stattdessen verfolgt sie 
eine Handelspolitik, die den afrikanischen 
Kontinent ausbluten lässt, eine Diplomatie, 
welche afrikanische Regionalorganisationen 
militarisiert und verwendet sie Entwick-
lungshilfegelder für Militäreinsätze. Anstatt 
die von ihr durchaus richtig identifizierten 
Grundursachen gewaltsamer Konflikte zu 
beseitigen, verschärft sie diese und setzt 
sie zu deren Eindämmung auf militärische 
Interventionen und den Export von Staat-
lichkeit, die sich auf den Sicherheitssektor 
- Militär, Polizei, Grenzschutz, Geheim-
dienste usw. - beschränkt. Dies soll anhand 
der EU-Politik gegenüber Westafrika im 
Folgenden dargestellt werden.

Die Ausplünderung Westafrikas
Bereits während der Verhandlungen zum 

neuen Seerechtsübereinkommen in den 
1970er Jahren deutete sich an, dass die 
Staaten künftig eine Ausschließliche Wirt-
schaftszone bis zu 200 Seemeilen vor ihrer 

eigenen Küste beanspruchen durften. Dies 
wirkte als Antriebsmotor einer gemein-
samen Fischereipolitik der Europäischen 
Gemeinschaften, da die EG-Staaten davon 
ausgingen, gemeinsam bessere Ergebnisse 
bei der Aushandlung neuer Fischereirechte 
zu erzielen. Im Rahmen der Strukturpolitik 
der EG wurden überdies Gelder bereitge-
stellt, um die europäische Fischfangflotte 
sowie die Fisch verarbeitende Industrie 
auszubauen und zu modernisieren und die 
traditionellen Fischer zu subventionieren, 
deren Lage sich durch den industriellen 
Fischfang auf hoher See deutlich verschlech-
terte. Die EU-Fischfangflotte umfasste so 
bald etwa 90.000 Schiffe, welche die euro-
päischen Gewässer überfischten. Ihr Ertrag 
sank etwa zwischen 1995 und 2005 im 
Mittelmeer und im Nordostatlantik - den 
EU-eigenen Fischereigebieten - um fast 
ein Drittel. Im gleichen Zeitraum stieg 
der Anteil der vor Westafrika gefangenen 
Fische an der europäischen Gesamtpro-
duktion von 6,84% auf 8,59%.4 Die EU 
handelt Fischereiabkommen mit Entwick-
lungsländern aus und kauft diesen Lizen-
zen für Fangquoten ab, die sie zu billigeren 
Preisen an europäische Unternehmen wei-
terverkauft, um Arbeitsplätze in der EU zu 
sichern, da die Fischerei „für die Beschäfti-
gung in Gebieten, in denen sich oft wenig 
Alternativen bieten, ... außerordentlich 
groß [ist].“5 In Westafrika sind die Folgen 
dieser „Subvention der Armutsschaffung“ 
(Germanwatch)6 fatal: 2002 warnte die 
WWF, die Grundfischbestände seien in 
den Gewässern Westafrikas innerhalb der 
letzten 20 Jahre um die Hälfte zurückge-
gangen, während sich die Fischereiaktivi-
täten entlang der Küste Nordwestafrikas 
verdreifacht hätten.7 Hierdurch steigt der 
Preis für Fisch auf den heimischen Märk-
ten, der die wichtigste Proteinquelle für die 
Einwohner Westafrikas darstellt und durch 
seine konjunktur- und klimaunabhängige 
Verfügbarkeit zuvor im Falle von Dürren 
und Wirtschaftskrisen eine wichtige Rolle 
bei der Grundernährung der Bevölkerung 
spielte.8 Mittlerweile haben sowohl die 
International Organization for Migration 
(IOM)9 als auch die OECD10 anerkannt, 
worauf Menschenrechtsaktivisten11 und 
die Welternährungsorganisation (FAO)12 

schon zuvor hinwiesen: dass die EU-Fische-
reipolitik die Lebensgrundlage zahlreicher 
Menschen in Westafrika zerstört und damit 
unter anderem den Wunsch in der Bevölke-
rung erhöht, nach Europa auszuwandern. 

Nicht nur die Meere sind leer gefischt, 
auch an Land werden wichtige natürliche 
Ressourcen zerstört oder exportiert. In 
Westafrika befindet sich das zweitgrößte 
Forstgebiet des afrikanischen Kontinents 
nach dem Kongobecken. In Ghana leben 
Schätzungen zufolge 60% der Bevölke-
rung vom Wald, in Liberia ist es ungefähr 
ein Drittel. Bereits 1985 schlug die FAO 
Alarm, jährlich würden 5% des Waldes in 
Westafrika zerstört, als Ursache wurden 
damals aber vor allem die traditionellen 
Anbau- und Lebensweisen der ansässigen 
Bevölkerung gesehen und entsprechend 
Lösungsansätze vorgeschlagen, die eine 
Intensivierung der Landwirtschaft und 
eine „nachhaltige“ Forstwirtschaft nach 
internationalen Kriterien beinhalteten13 
- und damit als Einfallstor für die Enteig-
nung der Bevölkerung und die Abholzung 
durch internationale Konzerne diente. In 
der Zeitschrift „Entwicklung und Zusam-
menarbeit“ fassten der EU-Parlamentarier 
Frithjof Schmidt und Janna Schönfeld die 
Folgen dieser Politik 2008 zusammen: „Die 
EU ist mit rund 80 Prozent Hauptabneh-
mer der Fisch- und Holzexporte aus der 
Gemeinschaft Westafrikanischer Staaten 
(ECOWAS). Doch diese Ressourcen fehlen 
den Menschen vor Ort. Darüber hinaus 
beteiligen sich europäische Firmen an den 
in Westafrika weit verbreiteten illegalen und 
destruktiven Methoden zum Fischfang und 
Holzabbau. Sie tragen damit zur Zerstö-
rung des Ökosystems und der Bedrohung 
der Artenvielfalt weit über die eigentliche 
Ressourcengewinnung hinaus bei.“14 Dabei 
verweisen sie aber auch darauf, dass die EU 
in den letzten Jahren Initiativen unternom-
men hat, die diesen Trends entgegenwirken 
sollen.

Diese Initiativen werden allerdings wir-
kungslos bleiben, da sie eingebettet sind 
in eine Ideologie des freien Welthandels 
und aus Verhandlungen unter unglei-
chen „Partnern“ hervorgehen - bei denen 
die betroffene Bevölkerung stets außen 
vor bleibt. Das zeigt sich sehr deutlich an 
den gegenwärtig ebenfalls stattfindenden 
Bemühungen der EU, mit den westafri-
kanischen Staaten Freihandelsabkommen, 
sog. Economic Partnership Agreements 
(EPAs), abzuschließen. Der Leiter des Aus-
landsbüros der Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Ghana, Klaus D. Loetzer, schrieb hierzu 
Ende 2008: „[In Afrika] werden schwa-
che Wirtschaften ohne jeden bzw. nur mit 
zweifelhaftem Schutz (z.B. bei den EPAs) in 
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die Weltwirtschaft gezwungen. Hieran sind 
auch die Europäer beteiligt. Obwohl das 
Gegenteil behauptet wird, führen die Eco-
nomic Partnership Agreements (EPAs), die 
Ende 2007 die auslaufenden AKP-Abkom-
men (Lomé, Cotonou) ablösen sollten, im 
Endergebnis zu fatalen Folgen für die afri-
kanischen [Entwicklungsländer]“.15 Die 
NGOs FIAN und Germanwatch haben die 
Folgen des Freihandels in denjenigen Staa-
ten, die bereits ihre Märkte für EU-Produkte 
geöffnet haben, eindrücklich dargestellt.16 
Milchpulver, Tomaten und sogar die Reste 
von Geflügel - Güter, deren „Produktion“ in 
der EU auf unterschiedliche Weise subven-
tioniert wird - überschwemmen die Märkte 
in Westafrika und drängen die ansässigen 
Bauern aus dem Geschäft. Der Evangeli-
sche Entwicklungsdienst (EED) berichtete 
gegenüber der Süddeutschen Zeitung: „Aus 
Verzweiflung über ihre aussichtslose Lage 
haben sich im Norden von Ghana einige 
Kleinbauern umgebracht“.17 2004 sollen 
allein wegen des Imports von Geflügelresten 
aus Europa 120.000 Landwirte in Kame-
run ihren Arbeitsplatz verloren haben. Das 
hat nicht nur immense Folgen für die vielen 
einzelnen Betroffenen, es führt auch zu 
einem weiteren Anschwellen der Slums um 
die Großstädte und macht die Bevölkerung 
wesentlich anfälliger für Schwankungen in 
den Weltmarktpreisen für Nahrungsmittel.

Die „Afrikanische Sicherheitsarchitek-
tur“ - Bodentruppen der Globalisierung

Die Europäische Union betrat die Bühne 
als sicherheitspolitischer Akteur in Afrika 
erstmals im April 2000, als der frisch 
ernannte Hohe Repräsentant der EU für 
die Außen- und Sicherheitspolitk, Javier 
Solana, am ersten Afrika-Europa-Gipfel 
in Kairo teilnahm. Der hiermit begrün-
dete Euro-Afrikanische Dialog überlebte 
die Auflösung der OAU und deren Neu-

gründung als AU, die von Anfang an mit 
dem von der Internationalen Gemeinschaft 
unterstützten Ziel angetreten war, eine 
„Afrikanische Sicherheitsarchitektur“ zu 
begründen. Im Gegensatz zur OAU, welche 
die Interessen der afrikanischen Staaten 
gegenüber der Ersten Welt bündeln und 
vertreten sollte, sah die AU von Anfang an 
auch militärische Interventionen in ihren 
Mitgliedsstaaten und entsprechende Mili-
tär- und Entscheidungsstrukturen vor.18 
Während die Mitgliedsstaaten selbst ihre 
Beiträge für die laufenden Kosten nur zu 
etwa 57% fristgerecht bereitstellen konn-
ten,19 entschied sich die Europäische Union 
bereits 2004 im Rahmen des Europäischen 
Entwicklungsfonds der AU 250 Mio. Euro 
bis 2007 für Militäreinsätze bereitzustellen. 
Für den Zeitraum 2008-2010 wurde der 
europäische Beitrag im Rahmen der African 
Peace Facility (APF) auf 300 Mio. Euro auf-
gestockt. Die EU will damit einen aktiven 
Beitrag beim Aufbau einer ständig einsatz-
bereiten afrikanischen Eingreiftruppe (Afri-
can Standby Force) leisten, den sie de facto 
kontrolliert. Sie entscheidet auch, welche 
Einsätze mit welchen Summen aus der APF 
unterstützt werden. Das südafrikanische 
Institute for Security Studies stellte 2008 
fest, dass keiner der bislang durch die AU 
durchgeführten Militäreinsätze ohne die 
Beiträge aus der African Peace Facility mög-
lich gewesen wäre. Darüber hinaus stellte es 
fest, dass die „eingebetteten ‚Berater‘“ aus 
Europa aufgrund ihres besseren Zugangs zu 
Ressourcen häufig „de facto die Kontrolle 
in wichtigen Bereichen beim Aufbau der 
afrikanischen Eingreiftruppe innehaben 
und einen beträchtlichen Einfluss auf die 
Konzepte, Standards und Entscheidungen 
auf allen Ebenen ausüben“.20

Eine ähnliche Tendenz, afrikanische 
Regionalorganisationen zu militarisieren 
und zugleich abhängig zu machen, deutete 

sich bereits zuvor bei der Kooperation der 
EU mit der Westafrikanischen Wirtschafts-
gemeinschaft (ECOWAS) an. Erste Mili-
täreinsätze führte die ECOWAS 1990 und 
1998 in Liberia und Sierra Leone durch. 

Der nächste Militäreinsatz der ECOWAS 
in Côte d’Ivoire 2003 fand in enger 
Abstimmung mit der französischen Inter-
vention „Licorne“ statt, erhielt logistische 
Unterstützung bis hin zum strategischen 
Truppentransport durch die USA, Groß-
britannien und Belgien und wurde sowohl 
von der EU als auch von zahlreichen Mit-
gliedsstaaten finanziell unterstützt.21 

Für die EU ist die ECOWAS v.a. Teil der 
„Afrikanischen Sicherheitsarchitektur“, 
deren Kern die African Standby Force der 
AU darstellt. Diese soll aus Brigaden der 
jeweiligen Regionalorganisationen beste-
hen. Zu diesem Zweck wurden auch die 
Arab Maghreb Union (AMU) im Norden, 
die Communauté Economique des Etats 
de l’Afrique Centrale (CEEAC) im Zen-
trum, die Inter-Governmental Authority 
on Development (IGAD) im Osten und 
die Southern African Development Com-
munity (SADC) im Süden des Kontinents 
in ähnlicher Weise wie die ECOWAS dazu 
angehalten, militärische Kapazitäten zu 
entwickeln. Nirgends ist der Aufbau mili-
tärischer Kapazitäten jedoch bislang so weit 
entwickelt, wie bei der ECOWAS: „Der 
Aufbau der ECOBRIG schreitet kontinu-
ierlich voran und ist am weitesten fortge-
schritten. Die Grundlagendokumente sind 
größtenteils erarbeitet und der Zeitplan 
wird eingehalten. Das Hauptquartier (Task 
Force Headquarter) sollte seit Juni 2006 
einsatzbereit sein. Die für die ECOBRIG 
vorgesehenen Truppenteile verfügen bereits 
über Peacekeeping-Erfahrungen in verschie-
denen UN-Missionen... Das wichtigste 
Organ, der Sicherheitsrat der ECOWAS, 
ist ebenso funktionsfähig wie die Defense 
and Security Commission (DSC)... Am 
7. April 2005 wurde ein Entwurf zur Ent-
wicklung der ECOWAS Standby Brigade 
veröffentlich, der von einem Autorenteam 
aus Großbritannien, Frankreich, Kanada 
und den USA im ECOWAS-Sekretariat 
entwickelt wurde. Darin ist eine Zusage 
der Mitgliedsstaaten über bisher 6.200 Sol-
daten für die avisierte Truppenstärke von 
insgesamt 6.500 Soldaten enthalten.“22 Die 
ECOWAS gilt damit als Vorbild für die AU 
und andere Regionalorganisationen, deren 
Mitgliedern von EU und UN regelmäßig 
fehlender politischer Wille bei der militäri-
schen Integration vorgeworfen wird. Es ist 
auch völlig klar, dass die afrikanischen Staa-
ten die ehrgeizigen, von der internationa-
len Gemeinschaft definierten militärischen 
Ziele logistisch und finanziell in absehba-
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rer Zukunft nicht eigenständig bewältigen 
können - sofern die jeweiligen Regierungen 
überhaupt ein Interesse daran haben, eine 
Truppe zu finanzieren, die gegebenenfalls 
in ihr Land einmarschieren könnte.

Damit bleibt auch jede Entscheidung 
über einen Einsatz der AU-Truppen von 
der politischen, logistischen und finanziel-
len Unterstützung von EU oder NATO23 
abhängig. De facto entscheiden diese damit 
über die Einsätze afrikanischer Truppen 
- afrikanische Regierungen und Organisa-
tionen können Ressourcen für sich mobi-
lisieren, indem sie Truppen zur Verfügung 
stellen. 

EU-Battlegroups und Beratermissionen
Um solche Einsätze aber zu induzieren, 

zu ermöglichen und ihre politischen Rah-
menbedingungen zu bestimmen, sind 
Battlegroups geeignet. Das Konzept der 
Battlegroups wurde erstmals im Februar 
2003 von Frankreich und Großbritannien 
auf den Tisch gebracht, und der erste auto-
nome Militäreinsatz der EU in der DR 
Kongo (Artemis) wenige Monate später 
entsprach vom Umfang her in etwa diesem 
Konzept. Auch die Geschwindigkeit, mit 
der die Truppe zusammengestellt wurde und 
die begrenzte Aufgabenstellung von Artemis 
sprechen dafür, dass dieser Einsatz einen 
Versuch darstellte, eine solche Battlegroup 
ad-hoc aufzustellen. Der Beschluss, tatsäch-
lich ständig Battlegroups bereitzuhalten, 
fiel dann offiziell im Juni 2004 im Rahmen 
des Headline Goal 2010. Demnach sollen 
jeweils für ein halbes Jahr von einzelnen 
Mitgliedsstaaten oder im multinationalen 
Verbund je zwei Battlegroups bereitgehal-
ten werden, die innerhalb von zehn Tagen 
in einem Radius von 6.000 km und ohne 
weitere Unterstützung 30 Tage einsatzbe-
reit sein können. Bereits der Folgeeinsatz 
2006 in der DR Kongo, der während der 
Wahlen in der Hauptstadt stattfand, griff 
auf Strukturen der Battlegroups zurück. 
Beim EUFOR-Einsatz im Tschad 2008 
gelang es zwar auf Grund des Widerstandes 
insbesondere Schwedens nicht, die gesamte 
bereitstehende „Nordic Battlegroup“ zu 
verwenden, da dies aber während der Ein-
satzvorbereitung so geplant war, wirkte sich 
die Battlegroup-Konzeption wesentlich auf 
die Ausgestaltung des Einsatzes aus.

Auch die kleinsten Varianten von EU-
Militäreinsätzen, Beratungsmissionen zum 
Umbau und zur Ausbildung staatlicher 
Sicherheitskräfte, wurden in den vergan-
genen Jahren intensiv in Afrika erprobt. So 
entsandte die EU 2005 30 Polizeibeamte 
(EUPOL Kinshasa) in die kongolesische 
Hauptstadt Kinshasa, um dort Polizeiein-
heiten aufzubauen, die dem Schutz der 

Übergangsregierung Kabilas dienen sollten 
und vor allem in Crowd and Riot Control 
ausgebildet wurden. Nachdem unter dem 
Schutz des EUFOR-Einsatzes Kabila durch 
Wahlen in seinem Amt bestätigt wurde, 
wurde die EU-Polizeimission auf das 
gesamte Land ausgedehnt (EUPOL DRC). 
Nur wenige Monate später begann eine 
weitere EU-Mission in der DR Kongo, in 
deren Rahmen bis zu 60 europäische Mili-
tärberater den kongolesischen Generalstab 
bei der Restrukturierung der Armee unter-
stützen. Beide Missionen dauern bis heute 
an. Im Juni 2008 begann dann die erste 
EU-Mission in Westafrika: In das kleine 
Land Guinea-Bissau wurden 19 Militärbe-
rater für zunächst ein Jahr entsandt, um die 
Regierung ebenfalls bei der Neustrukturie-
rung ihrer Armee zu unterstützen. 

Treibende Kraft bei den meisten EU-
Einsätzen in Afrika war mit Frankreich 
dasjenige Land, das innerhalb der EU die 
kohärenteste, kontinuierlichste und auch 
militarisierteste Afrikapolitik vorweisen 
kann. Vor dem Hintergrund der tragen-
den Rolle Frankreichs und der nur vage 
definierten Interessen und Strategien der 
EU24 ist es wenig verwunderlich, dass sich 
die Vorgehensweise der EU zunehmend 
derjenigen Frankreichs annähert. Deut-
licher Ausdruck dieser Tendenz war der 
EUFOR-Einsatz in Tschad und der Zen-
tralafrikanischen Republik, der auf Drän-
gen Frankreichs zustande kam und von der 
französischen Opération Épervier, in deren 
Rahmen bereits seit 1986 zwischen 1.000 
und 2.000 französische Soldaten im Tschad 
stationiert sind, zumindest in seiner strate-
gischen Bedeutung kaum zu unterscheiden 
ist: Unweigerlich glitt er in die Rolle, das 
von Frankreich unterstützte Regime Débys 
zu stabilisieren, was gleichzeitig dazu führte, 
dass dessen Konflikt mit den verschiedenen 
Rebellenbewegungen eskalierte.25 Somit 

hat die EU mittlerweile in der DR Kongo, 
der Zentralafrikanischen Republik, dem 
Tschad und Guinea-Bissau zweifelhafte 
Regime unterstützt und damit auch ten-
denziell noch abhängiger von eben dieser 
Unterstützung gemacht. Dies entspricht 
der Afrikapolitik Frankreichs, afrikanische 
Führer unabhängig von der Qualität ihrer 
Regierungsführung im Gegenzug für eine 
gewisse Hörigkeit zu stärken. Die daraus 
erwachsende Abhängigkeit dieser Regime 
ermöglicht es Frankreich, unliebsame Prä-
sidenten jederzeit fallen zu lassen. Hierfür 
reicht häufig schon ein Nicht-Handeln 
in kritischen Situationen, ansonsten aber 
auch ein begrenzter Militäreinsatz in etwa 
der Stärke einer Battlegroup. Neben der 
Stationierung von Truppen im Land und 
so genannten „Verteidigungsabkommen“ 
bindet Frankreich die afrikanischen Regime 
vor allem durch die Ausbildung und Ausrü-
stung von Sicherheitskräften der jeweiligen 
Länder an sich. Im Rahmen des RECAMP-
Programmes hält die französische Armee 
auf drei ihrer Stützpunkte Ausrüstung für 
insgesamt drei Bataillone afrikanischer Sol-
daten bereit, die unter Führung der AU 
oder der UN eingesetzt werden sollen. Im 
Rahmen der Zuteilung dieser Ausrüstung 
erhalten diese darüber hinaus ein letztes 
Training durch die französische Armee, die 
auch während des Einsatzes für das von ihr 
zur Verfügung gestellte Material verant-
wortlich ist und somit jederzeit Zugang 
zu den afrikanischen Einheiten hat.26 Die 
RECAMP-Initiative, die ursprünglich ein 
Gemeinschaftsprojekt der französischen 
Ministerien für die Außenpolitik und die 
Verteidigung war, wird mittlerweile als 
EURO-RECAMP unter dem Dach der EU 
weitergeführt.

Export von staatlicher Gewalt
Die Ausbildung und Ausrüstung der 

Traditionelle Küstenfischer am Strand von Nouadhjbou, Foto: medico-international
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Sicherheitskräfte kann dazu dienen, die 
Durchsetzungsfähigkeit der Regierungen, 
die häufig auf die Hauptstädte beschränkt 
ist, zumindest soweit ins Hinterland aus-
zudehnen, dass die wirtschaftliche Aus-
beutung etwa von Rohstoffvorkommen 
zumindest möglich ist. Auch hier erhöhen 
die zunehmende soziale Verelendung und 
ökologische Degradation das Risiko bestän-
diger Gewaltkonflikte um Boden, Wald, 
Pipelines und die Lagerung von Umwelt-
giften. Initiativen, um die Regierungen 
gleichzeitig gefügig zu machen und für 
diese kontinuierlichen Bürgerkriege auszu-
statten sind zahlreich und finden nicht nur 
im Rahmen der ESVP statt, sondern auch 
durch die G8, einzelstaatliche Initiativen 
und auch innerhalb der zweiten Säule der 
Europäischen Union. Abschließend werden 
einige Beispiele von solchen Initiativen in 
Westafrika auf den verschiedenen Ebenen 
dargestellt. Sie alle sind Teil einer „Sicher-
heitsarchitektur“, in der wenige westliche 
Staaten aus ihrer Furcht vor rechtsfreien 
und vom Markt abgekoppelten Räumen 
durch den Export von staatlicher Gewalt 
Regime in der Dritten Welt abzusichern 
suchen.

Im Rahmen ihrer Afrikapolitik beschlos-
sen die G8-Staaten 2003 in Évian einen 
G8-Afrika-Aktionsplan zur Stärkung der 
Fähigkeiten Afrikas, Friedensoperationen 
zu unternehmen und verabschiedeten 2004 
in Sea Island einen G8-Aktionsplan für den 
Ausbau der globalen Fähigkeit zur Friedens-
unterstützung, welcher die Ausbildung von 
75.000 Blauhelmsoldaten bis 2010 vorsah. 
Vergangene Friedenseinsätze hätten demon-
striert, dass Gendarmeriekräfte besonders 
geeignet seien für „Friedensmissionen“, 
weshalb den italienischen Carabinieri eine 
bedeutende Rolle für den Aktionsplan 
zugemessen wurde.27 Diese gründeten 
daraufhin mit finanzieller Unterstützung 
der G8 in Vicenza (Italien) einen „Center 
of Excellence for Stability Police Units“, 
wo Einsatzkonzepte für „crowd control, 
den Kampf gegen organisierte Kriminali-
tät, Verhaftungen gefährlicher Personen, 
Gefängnissicherheit, Schutz sensibler Ziele, 
Absicherung von Wahlen, Schutz von VIPs 
und Grenzschutz“ entwickelt werden.28 
Dabei wird unter anderem auf die Erfahrun-
gen bei den UN-Einsätzen in Liberia, Côte 
d’Ivoire und Sierra Leone zurückgegriffen. 
Insgesamt 7.500 Gendarmeriekräfte sollen 
durch das COESPU bis 2010 in Kursen 
von fünf bis sieben Wochen ausgebildet 
werden, davon 3.000 in Italien und 4.500 
in ihren Heimatländern. Für das Jahr 2005 
wurden die Länder Senegal, Kamerun, 
Marokko, Kenia, Jordanien und Indien 
eingeladen, an den Kursen teilzunehmen,29 

2007 kamen Nigeria, Serbien, die Ukraine, 
Pakistan und Indonesien hinzu, womit sich 
neben Westafrika ein zweiter regionaler 
Schwerpunkt in Südasien herauskristalli-
siert. Darüber hinaus bildet das COESPU 
„Mobile Assistenz-Teams“, welche potenzi-
elle Teilnehmerländer besuchen und prüfen, 
ob diese über geeignete Polizeieinheiten 
verfügen, an deren Ausbildung teilnehmen 
und ihre im Ausland gesammelten Erfah-
rungen in die Kurse in Vicenza einbringen 
sollen. Die Arbeit des COESPU - obwohl 
v.a. von den USA finanziert - erfolgt in 
enger Abstimmung mit UN, EU, AU und 
ECOWAS und zielt eindeutig darauf ab, 
für künftige Einsätze der UN, der AU bzw. 
der ECOWAS Personal bereit zu stellen, das 
nach den Vorstellungen der G8 ausgebildet 
wurde. Überspitzt ausgedrückt, werden hier 
die Führungskräfte derjenigen Polizeisolda-
ten ausgebildet, die, finanziert von der EU, 
von französischen Soldaten im Rahmen des 
EURO-RECAMP ihre Ausrüstung und 
ein letztes Training erhalten, bevor sie von 
europäischen Mitgliedsstaaten, einer EU-
Unterstützungsmission oder der NATO 
ins Einsatzgebiet geflogen werden, um dort 
unter einem Mandat der UN, um welches 
sich die EU-Staaten bemühen, Konflikte 
befrieden sollen. 

Neben diesen im engeren Sinne militä-
rischen Befriedungskonzepten existieren 
zahlreiche einzelstaatliche und europäische 
Initiativen, in deren Rahmen die Sicher-
heitskräfte westafrikanischer Regierungen 
ausgebildet und gegen die eigene Bevölke-
rung in Stellung gebracht werden. Italiens 

Militärhilfe für Nigeria, mit der recht offen 
der sichere Abtransport des dort geförder-
ten Erdöls gewährleistet werden soll, bildet 
dabei eine Ausnahme. Die meisten Pro-
gramme dieser Art finden hingegen offizi-
ell im Rahmen der Bekämpfung illegaler 
Migration, des Drogenhandels sowie der 
Piraterie statt. Ebenso wie innerhalb der 
EU die Mission zur Reform des Sicher-
heitssektors in Guinea-Bissau 2008 damit 
begründet wird, dass das Land zunehmend 
zum Transitland für Drogen aus Latein-
amerika wird, die für Europa bestimmt 
sind, schlossen sich 2007 Portugal, Irland, 
Frankreich, Italien, Spanien, Großbritan-
nien und die Niederlande zusammen und 
gründeten in der Hauptstadt der ehemali-
gen Kolonialmacht Portugal ein gemein-
sames Analyse- und Operationszentrum 
Rauschgift (Maritime Analysis and Opera-
tions Centre – Narcotics, MAOC-N). Die 
Europäische Beobachtungsstelle Drogen 
und Drogensucht schreibt hierzu: „Dieses 
Strafverfolgungszentrum soll mit militäri-
scher Unterstützung den Kokainhandel ins-
besondere im Ostatlantik unterbinden.“30 
Dabei sollen Daten internationaler und 
nationaler Strafverfolgungsbehörden 
sowie der Geheimdienste an die jeweilige 
Küstenwache, Marine und Luftwaffe der 
beteiligten Länder weitergegeben werden, 
damit diese den Transport von Drogen 
von Westafrika nach Europa unterbinden. 
Die USA unternehmen darüber hinaus mit 
ihrer Marine zahlreiche Besuche westafrika-
nischer Staaten, um gemeinsame Übungen 
mit deren Küstenwachen durchzuführen 
und stellen diesen Überwachungstechnolo-
gie zur Verfügung. Zugleich liefern sie im 
mit der Pan-Sahel Initiative (PSI, später: 
Trans-Sahel Counter-Terrorism Initiative 
TSCTI) im Rahmen des Krieg gegen den 
Terror Tschad, Niger, Mali und Maureta-
nien Ausbildung und Ausrüstung für den 
Grenzschutz in der Wüstenregion.31 

Ähnliche Projekte verfolgen die EU und 
ihre Mitgliedsstaaten im Rahmen des 
Kampfes gegen die illegale Migration. 
Bereits im Juni 2000 schlossen sie mit ihren 
ehemaligen Kolonien das handelspolitische 
Cotonou-Abkommen ab, das die Entwick-
lungsländer im Gegenzug zu scheinbaren 
Handelspräferenzen dazu verpflichtete, mit 
der EU in einen intensiven Dialog über die 
Steuerung von Migration zu treten und 
Rücknahmeabkommen abzuschließen. Die 
EU würde die nötigen Kapazitäten bereit-
stellen, um die unterzeichnenden Staaten 
beim Umgang mit den Abgeschobenen zu 
unterstützen. Zwischen 2001 und 2006 
stellte sie 130 Mio. Euro für Projekte in 
Nordafrika und weitere 65 Mio. Euro 
für entsprechende Programme in Subsa-

Said Djinnit, Leiter des UN-Büros für Westafrika 
und Beauftragter der AU für Frieden und Sicher-
heit besucht die NATO, Foto: NATO
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hara-Afrika aus, „um Drittländer in ihren 
Bemühungen um eine bessere Steuerung 
der Migrationsströme zu unterstützen“. 
Dabei hat sie neben Nordafrika einen zwei-
ten „Schwerpunktbereich“ in Westafrika 
identifiziert und Missionen in die „Schlüs-
selländer in Westafrika (z.B. Mauritanien, 
Mali, Senegal)“ entsandt32, wo sie ein Netz-
werk an „Verbindungsbeamten“ aufbaute. 
Auch die Zusammenarbeit im Rahmen 
des Cotonou-Abkommens führte zunächst 
lediglich zu Kooperationsgesprächen mit 
der ECOWAS, Kap Verde, Ghana, Mau-
retanien, Senegal und Äthiopien und 
weist somit einen deutlichen Schwerpunkt 
in Westafrika auf.33 Wichtigstes Finan-
zierungsinstrument für Maßnahmen in 
Drittstaaten zur Bekämpfung der illegalen 
Migration ist das AENEAS-Programm, in 
dessen Rahmen zwischen 2004 und 2006 
120 Mio. Euro bereitgestellt wurden, für 
den Zeitraum 2007 bis 2010 sind weitere 
205 Mio. Euro vorgesehen. AENEAS finan-
zierte unter anderem eine Beobachtungs-
stelle Migration in Westafrika und zwei 
Gemeinschaftsprojekte des UN-Büros für 
Drogen- und Verbrechensbekämpfung und 
Europol, die darauf abzielten, „die Möglich-
keiten der Justiz und der Strafverfolgungs-
behörden aller nord- und westafrikanischen 
Staaten zu verbessern, um Menschenhan-
del und -schmuggel zu verhindern und zu 
bekämpfen“.34

2006 begann die Europäische Grenz-
schutzagentur FRONTEX ihre Mission 
Hera auf den Kanaren, deren Ziel es war, 
die Migration von Westafrika auf die Kana-
ren einzudämmen. Nachdem die Agentur 
sich zunächst darauf konzentrierte, ange-
landete MigrantInnen zu befragen, gab sie 
ihre so gewonnenen Informationen an die 
westafrikanischen Behörden weiter, was 
nach Selbstdarstellung der Agentur zu zahl-
reichen Verhaftungen von Schleusern durch 
die westafrikanischen Polizeien geführt 
hat.35 Später ging FRONTEX dazu über, 
gemeinsam mit Sicherheitsbeamten Maure-
taniens, Senegals und Kap Verdes Einsätze 
in den westafrikanischen Küstengewässern 
durchzuführen und MigrantInnen bereits 
in diesen zur Umkehr zu bewegen oder am 
Ablegen zu behindern. FRONTEX griff 
bei diesen Einsätzen in westafrikanischen 
Gewässern auf Aufklärungsdaten des EU 
Satellite Centre zurück - einer Einrichtung 
im Bereich der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik (GASP) - , das laut 
Arbeitsbericht 2006 im Auftrag der Agen-
tur die westafrikanische Küste überwachte, 
„um mögliche Einrichtungen für den Bau 
von Schiffen zu erfassen sowie alle weiteren 
Objekte, die mit der Bewegung illegaler 
Migranten in Verbindung stehen könn-

ten“.36 Spanien hat parallel hierzu seine 
Zusammenarbeit mit den westafrikanischen 
Behörden ebenfalls ausgebaut. Im Rahmen 
des ebenfalls von AENEAS querfinanzier-
ten Projektes SEAHORSE führt Spanien 
zahlreiche Seminare und Lehrgänge für 
westafrikanische Küstenwachen, Gendar-
merie- und Grenzschutzeinheiten durch 
und hat es die Rüstungsfirma INDRA 
beauftragt, Technologien zu entwickeln, 
die es ermöglichen, bestimmte Daten von 
europäischen und spanischen Satelliten 
und sonstigen Aufklärungsinstrumen-
ten (Dronen, SIVE) an westafrikanische 
Sicherheitskräfte weiterzugeben.37 Spanien 
bemühte sich zudem in Zusammenarbeit 
mit Europol und der International Labour 
Organization (ILO), westafrikanischen 
Behörden Zugang zum ICONet zu ver-
schaffen, über das EU-Behörden (darunter 
auch Geheimdienste) mit den Behörden 
der Mitgliedsstaaten Informationen über 
Migrationsrouten, im Umlauf befindliche 
Dokumente, Schleppernetzwerke usw. aus-
tauschen. Im Rahmen des SEAHORSE-
Projekts veranstaltete Spanien im Oktober 
2007 auf Gran Canaria die zweite Euro-
Afrikanische Polizeikonferenz über illegale 
Migration.

Die Abschottungsmaßnahmen der EU 
führen unweigerlich zu offiziellen und 
informellen Lagern für „gestrandete“ 
TransitmigrantInnen in den afrikanischen 
„Partnerstaaten“. Viele dieser Lager werden 
mit Hilfe der EU-Mitgliedsstaaten errich-
tet oder finanziert, etwa durch Italien in 
der libyschen Wüste oder durch Spanien 
in Marokko und Mauretanien.38 Im Früh-
jahr 2007 bewachten in der mauretani-
schen Hafenstadt Nouadhibou spanische 
Polizisten höchstpersönlich ein temporäres 
Lager, in dem abgefangene Flüchtlinge ein-
gepfercht wurden.

Die Sicherheit der Europäischen Union
Während es in Westafrika von Sicherheits-

kräften nur so wimmelt und diese eine der 
größten Bedrohungen für die Zivilbevölke-
rung darstellen, kann von struktureller Sta-
bilität keine Rede sein. Im Gegenteil trägt 
die Europäische Wirtschafts- und Handels-
politik massiv zur Verarmung weiter Teile 
der Bevölkerung bei und erhöht damit das 
Konfliktrisiko. Um dennoch ein Mindest-
maß an Stabilität in der Region aufrecht zu 
erhalten, setzt die EU auf die bestehenden 
staatlichen Strukturen und stärkt trotz der 
Menschenrechtsverletzungen, für die diese 
verantwortlich sind, deren Repressions-
organe. Durch die Entsendung von Mili-
tärberatern, Aufbau und Ausbildung von 
Polizei- und Militäreinheiten stärkt sie nicht 
nur die jeweiligen Regime für ihren konti-

nuierlichen Bürgerkrieg niederer Intensität, 
sondern macht die EU diese auch von sich 
abhängig. Nach dem Vorbild der französi-
schen Afrikapolitik, dem die EU aufgrund 
ihrer vage formulierten Strategie eher unfrei-
willig folgt, hält sie mit ihren Battlegroups 
aber auch Kapazitäten bereit, mit denen sie 
kurzfristig intervenieren und als Zünglein 
an der Waage in kritischen Situationen 
ihren Verbündeten zum kurzfristigen Sieg 
verhelfen kann. Für die mittelfristige Sta-
bilisierung im Falle größerer Konflikte, die 
erfahrungsgemäß verlustreich und wenig 
erfolgreich ablaufen, will sie keine eigenen 
Kapazitäten bereitstellen. Stattdessen hat sie 
die AU und die ECOWAS militarisiert und 
zu Söldnerorganisationen degradiert, die 
solche Einsätze kostengünstiger nach euro-
päischen Vorgaben erfüllen, ohne dass die 
EU politisch die Verantwortung für deren 
Scheitern übernehmen müsste.
Dieser Text ist die Kurzfassung einer aus-
führlichen Studie, die in Kürze auf der IMI-
Homepage veröffentlicht wird.
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Am 24.4.2009 wurde in Brüssel die 
Geberkonferenz für Somalia mit einem 
Ergebnis von 213 Millionen Dollar (193 
Mio €) abgeschlossen - weit mehr als die 
ursprünglich geforderten 166 Millionen.1 
Die von der UN ins Leben gerufene Kon-
ferenz konzentrierte sich dabei auf den 
Bereich der „Sicherheit“ in Somalia und 
hier wiederum keineswegs auf Elemente, 
die das Leben der Somalis sicherer und 
materiell besser machen könnten.

Kernpunkt der Einladung durch das 
United Nations Political Office for Somalia 
war die Stützung der Mission der Afrikani-
schen Union (AU) in Somalia (AMISOM), 
die den Hauptteil der Gelder bekommen 
soll: 134 der ursprünglich beantragten 
Summe von 166 Millionen. Die restlichen 
32 Millionen Dollar würden laut diesem 
Vorschlag in den Aufbau einer somalischen 
Polizei (10.000 Mann) und eine natio-
nale Armee (6.000 Mann) fließen. Das 
Editorial der Hiiraan Online vom 21.4. 
hat dann spitzfindig ausgerechnet, dass 
somit die 4.300 Soldaten der AU-Mission 
knapp 2.600 USD pro Monat verdienen, 

wohingegen die Beschäftigten der soma-
lischen Polizei und Armee knapp 1.900 
im Jahr bekommen.2 Angesichts dieses 
Unverhältnisses mag man sich fragen, ob 
die Hoffnung des UN-Generalsekretärs 
Ban Ki-moon, dass durch die gesammel-
ten Gelder die „Autorität der Regierung 
gestärkt wird“ und die Bildung staatli-
cher Institutionen gefördert wird, neuen 
Boden erhält. Aufschlussreicher mag hier 
die ebenfalls von Ban geäußerte Gleichung 
sein, dass ein mehr an Sicherheit auf dem 
Land auch ein mehr an Sicherheit auf See 
bedeutet.3 Die AU Mission, die 2007 in 
Somalia eingesetzt wurde, nachdem äthio-
pische Soldaten die islamischen Milizen 
aus dem Land gejagt hatten,4 ist bisher in 
ihrem Einflussbereich weitgehend auf die 
Hauptstadt Mogadischu beschränkt und 
wird wohl auch auf absehbare Zeit kaum 
in der Lage sein, die Küste auf einer Länge 
von 3.900 Kilometern zu kontrollieren. 
Der im Vorfeld der Konferenz geäußerte 
Vorschlag des somalischen Außenmini-
sters Mohamed Omaar, Somalia mit einer 
Küstenwache auszustatten, scheint weit-

gehend verhallt zu sein. Vielleicht auch, 
weil dann deutlich werden würde, dass 
die „Geber“ in diesem Prozess eher bereit 
sind, viel Geld für eine Sicherheit an Land 
auszugeben, als ihren Fischfangflotten den 
illegalen Fang vor Somalias Küste zu ver-
bieten.5

Andreas Seifert

Anmerkungen
1http://news.xinhuanet.com/english/2009-
04/24/content_11246506.htm 
2 http://www.hiiraan.com/op2/2009/apr/
to_participants_of_brussels_donor_confe-
rence_somalia_priorities_are _broader_than_
unpos_projections.aspx 
3 http://www.un.org/apps/news/story.asp?New
sID=30582&Cr=somali&Cr1= 
4 Jürgen Wagner, AMISOM in Somalia, in: 
Ausdruck Juni 2007, S. 11.
5 Claudia Haydt, Kanonenboote und Piraten, 
NATO, EU und die Kontrolle der Meere, in: 
IMI, Kein Frieden mit der NATO, Januar 
2009, S. 11-15, S. 13. Siehe auch: http://www.
hiiraan.com/op2/2009/apr/_will_piracy_save 
_somalia_.aspx 

Somalia: Sicherheit statt Entwicklung


